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Frühkindliche Bildung und frühere Einschulungen 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Mit der Verabschiedung der „Empfehlungen zum Schulanfang“ am 24. Oktober 
1997 wurde das überdurchschnittlich hohe Einschulungsalter in der Bundes- 
republik Deutschland seitens der Kultusministerkonferenz (KMK) thematisiert 
und nach Strategien zur Förderung eines früheren Schuleintritts beraten. Als 
Konsequenz beschloss die KMK, die geltenden Regelungen in Bezug auf den 
Schuleintritt zu verändern, den Ländern bei der Ausgestaltung jedoch einen 
gewissen Spielraum zu gewähren. 

Im selben Zeitraum richtete sich die Aufmerksamkeit der Bildungsverantwort- 
lichen zudem auf die vergleichsweise lange Dauer der schulischen Bildung. 
Dieser weitere Schwachpunkt des Deutschen Bildungssystems wurde als er- 
hebliches Problem erkannt und die überwiegende Mehrheit der Länder hat in 
der Zwischenzeit Maßnahmen getroffen, um die Schulzeit bis zum Abitur zu 
verkürzen. Allerdings unterscheiden sich die Wege zur Integrierung der Lem- 
inhalte in die verbleibende Schulzeit nicht unerheblich. 

Schließlich wurden, insbesondere nach den ersten erschreckenden Pisa-Ergeb- 
nissen, unterschiedliche Pfade beschritten, um die Kinder möglichst frühzeitig 
auf die Schule vorzubereiten und damit Alternativen zur Zurückstellung anzu- 
bieten. Neben der kapazitären Verstärkung und qualitativen Aufwertung der 
Arbeit von Kindertagesstätten (z. B. durch die Verabschiedung von landes- 
weiten Bildungs- und Qualitätsprogrammen) setzen einige Länder auf flexible 
Schuleingangs- oder -Anfangsphasen, um auf diese Weise gezielt auf Wissens- 
vorsprünge oder Defizite individuell reagieren zu können. 

Insgesamt herrscht derzeit einige Unklarheit über die vielfältigen Entwicklun- 
gen im föderalen Bildungsraum und hinsichtlich der Umsetzung und der Er- 
folgsaussichten einzelner Maßnahmen, wie z. B. der flexiblen Schulanfangs- 
phase (vgl. „Unterricht aus der Büchse“, die tageszeitung, 4. Mai 2007). In die- 
sem Zusammenhang ist die Bundesregierung im Rahmen ihrer Kompetenzen 
gefordert, für Klarheit und Transparenz zu sorgen, um dem föderalen Bildungs- 
wettbewerb Vorschub leisten zu können. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Bildung und Forschung vom 
30. Januar 2008 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die hier gestellten Fragen zu den Bereichen frühkindliche Bildung und frühere 
Einschulungen berühren fast ausschließlich die Kompetenz der für diesen Bil- 
dungsbereich zuständigen Länder. 

Das Sekretariat der Kultusministerkonferenz wurde deshalb einbezogen und 
hat detailliert zur Beantwortung der Fragen 1 bis 6, 8 bis 11 und 13 beigetragen, 
ln den Anlagen 1 bis 4 werden zu den Antworten auf die Fragen 1 bis 6 ergän- 
zende statistische Angaben beigefügt. 


1. Welche Bundesländer haben das Einschulungsalter in den letzten Jahren 
vorgezogen, welche beabsichtigen dies, und wie hat sich dies bislang auf 
das jeweilige Durchschnittsalter des Schuleingangsjahrgangs ausgewirkt? 

Als Anlage 1 ist eine Übersicht über die Einschulungsmodalitäten der Länder 
beigefügt. In den meisten Ländern ist der Stichtag vorverlegt worden und/oder es 
wurde mit einer Stichtagsflexibilisierung auf die neuen Anforderungen reagiert. 
Berechnungen bezüglich des jeweiligen Durchschnittsalters des Schuleingangs- 
jahres liegen zurzeit nicht vor. 


2. Lässt sich diesbezüglich eine Tendenz feststellen, und wie wird diese 
seitens der Bundesregierung bewertet? 

Als Anlage 2 ist eine Übersicht über Einschulungen/Nichteinschulungen 2006/ 
2007 beigefügt, der auch Tendenzen zu entnehmen sind (Destatis Fachserie 11 
Reihe 1). Auffällig ist der kontinuierliche Zuwachs an vorzeitigen Einschulun- 
gen bis 2004. Abnahmen nach 2004 könnten darin begründet sein, dass der 
Begriff/die Definition „vorzeitig“ durch flexible Stichtagsregelungen einen 
anderen Stellenwert bekommt. 


3. In welchen Bundesländern wurde das Vorziehen des Einschulungsalters 
durch besondere Maßnahmen flankiert, z. B. Verstärkung der vorschuli- 
schen Sprachfordemng oder Einrichtung von flexiblen Schuleingangs- 
phasen? 

4. Welche Bundesländer haben eine flexible Schuleingangs- oder Schul- 
anfangsphase implemenfiert, und welche Bundesländer beabsichfigen dies 
zu tun? 

Mit Flilfe von Bildungsplänen werden die Länder dem Ansprach gerecht, 
Kinder beim Übergang vom Elementar- in den Primarbereich zu unterstützen. 
Zahlreiche Ansätze und Initiativen zur individuellen Förderung gibt es zurzeit 
im Bereich der Sprachentwicklung sowohl für Kinder mit deutscher als auch 
mit nichtdeutscher Muttersprache. Um Kinder mit besonderem Förderbedarf zu 
ermitteln, werden in mehreren Ländern Screening- Verfahren eingesetzt. Wegen 
der Fleterogenität der Ansätze und der Vielfalt von Trägem sind diese Entwick- 
lungen bislang jedoch kaum in Form von Indikatoren darzustellen. Dass der 
Bildungsauftrag der Elementarpädagogik mehr umfasst als Sprachförderang 
und auf eine ganzheitliche Entwicklung der Persönlichkeit zielt, zeigen die 
Bildungsprogramme, -pläne und -Vereinbarungen, die inzwischen in allen Län- 
dern vorliegen (Anlage 3). 

Folgende Länder haben die flexible Schuleingangsphase eingeführt: Berlin, 
Brandenburg, Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein- Westfalen, Bremen, 
Flessen, Sachsen-Arüialt, Thüringen. In den anderen Ländern befindet sich die 
Einführung in der Planung bzw. durch Modellprojekte in der Versuchsphase 
(z. B. Niedersachsen „Brückenjahr“). 
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5. Welche Bundesländer verfugen oder verfugten über Vorschulen oder Vor- 
klassen, die an staatlichen Schulen angesiedelt sind oder waren? 

Wie sind bzw. waren diese konzipiert? 

6. Welche Erfahrungswerte haben die Bundesregierung und Länder in Bezug 
auf die Effektivität der Vorschulen oder Vorklassen sammeln körmen? 

Anlage 4 gibt einen Überblick über Vorklassen und Schulkindergärten in ein- 
zelnen Bundesländern. Über deren Effektivität liegen der Bundesregierung 
keine Erfahrungswerte vor. 


7. Wie ist die Zuständigkeit für den Bereich der vorschulischen Bildung über 
die jeweiligen Länderministerien bzw. -Verwaltungen geregelt? 

ln sieben Bundesländern liegt die Zuständigkeit für die frühe Bildung bei dem 
Arbeits- und/oder Sozialministerium, in sieben Bundesländern beim Kultus- 
oder Bildungsministerium. In Baden-Württemberg ist die Zuständigkeit auf 
beide Ministerien verteilt. In Nordrhein- Westfalen ist das Ministerium für 
Generationen, Familie, Frauen und Integration zuständig. 


8. Welche Bundesländer haben die Schulzeit bis zum Abitur auf insgesamt 
12 Jahre verkürzt bzw. welche Bundesländer beabsichtigen dies zu tun? 


B aden- Württemberg : 
Bayern: 

Berlin: 

Brandenburg: 


Bremen: 

Flamburg: 

Hessen: 

Mecklenburg- Vorpommern: 


Niedersachsen: 
Nordrhein- Westfalen: 
Rhe inl and-P falz : 


Saarland: 

Sachsen- Anhalt: 

Sachsen: 

Schleswig-Holstein: 

Thüringen: 


seit Schuljahr 2004/05 flächendeckend 12 J.; 
seit 2004/05 flächendeckend 12 J.; 

seit 2006/07 flächendeckend 12 J. ab Kl. 7, da die 
Grundschule in Berlin eine sechsjährige ist; 

ab 2007/08 flächendeckend 12 J. ab Kl. 7, da die 
Grundschule in Brandenburg eine sechsjährige 
ist; 

seit 2004/05 flächendeckend 12 J.; 
seit 2002/03 flächendeckend 12 J.; 
seit 2005/06 flächendeckend 12 J.; 

2008 = das letzte Abitur für Schüler mit 9-jähri- 
ger Gymnasialzeit, dann gibt es nur noch Schü- 
ler, die den verkürzten Bildungsgang durchlaufen 
haben; 

seit 2004/05 flächendeckend 12 J.; 
seit 2005/06 flächendeckend 12 J.; 

nach wie vor 13 J., wobei die Abiturprüfung vor- 
gezogen ist (also eigentlich 12 W J. = Mainzer 
Studienstufe); mit dem Schuljahr 2008/09 starten 
die ersten Gymnasien mit G 8; 

seit 2001/02 flächendeckend 12 J.; 

12 J., Sachsen- Anhalt hatte nur kurzzeitig auf 

1 3 Jahre umgestellt; 

12 J. (hatte nie 13 Jahre); 
ab 2008/09 flächendeckend 12 J.; 

12 J. (hatte nie 13 Jahre). 
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9. Welche Bundesländer haben auf die Verkürzung der Schulzeit auf 
12 Jahre verzichtet, und wie wird dies begründet? 

Hierzu wird zunächst auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen. Rheinland-Pfalz 
hat bislang nicht umgestellt, da Schülerinnen und Schüler mit der Mainzer 
Studienstufe die Abiturprüfung so früh ablegen, dass sie bereits im Sommer- 
semester mit dem Studium beginnen können. Die ersten 8-jährigen Gymnasien 
(G 8) in Rheinland-Pfalz starten im Schuljahr 2008/2009. 

10. Erkennt die Bundesregierung eine allgemeine Entwicklung, hin zu einer 
früher einsetzenden und insgesamt kürzeren Schulzeit, welche wiederum 
durch eine intensivere Vermittlung der Leminhalte gekoppelt ist? 

Eine solche Entwicklung ist derzeit deutlich erkeimbar, wobei die Verkürzung 
der Schulzeit sich im Wesentlichen auf die Gymnasien beschränkt. Schüle- 
rinnen und Schüler anderer Schularten durchlaufen die Schule bis zu deren Ab- 
schluss in derselben Zeit wie vorher, d. h. bis zum Hauptschulabschluss 9 oder 
10 Jahre, bis zum mittleren Schulabschluss 10 Jahre. Schülerinnen und Schüler 
mit an Hauptschulen, Realschulen oder Gesamtschulen erworbener Qualifika- 
tion für die gymnasiale Oberstufe legen das Abitur in beinahe allen Ländern 
nach wie vor nach 13 Jahren ab. 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung die potenziell gestiegene (Lem-)Be- 
lastung der deutschen Schülerinnen und Schüler, insbesondere im Ver- 
gleich mit den EU-Nachbarstaaten? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 

Die Kultusministerkonferenz hat bei ihrer Sitzung am 13. Dezember 2007 den 
Schulausschuss beauftragt, die Erfahrungen der Länder bei der Ein- und Durch- 
führung des 8-jährigen Gymnasiums auszuwerten. Dabei soll aufgezeigt wer- 
den, welche Möglichkeiten der Flexibilisierung unter Wahrung der Qualitäts- 
anforderung von Bildungsstandards bestehen. 

12. Inwiefern sieht die Bundesregierung eine Chance, mit dem Ausbau des 
Ganztagsschulwesens der Verdichtung der Lernzeit auf 12 Jahre zu be- 
gegnen, um so Schülerinnen und Schülern einen adäquaten pädagogi- 
schen Rahmen bieten zu können? 

Eine Lernzeit von 12 Jahren ist in mehreren, besonders den neuen Ländern be- 
reits längere Zeit erfolgreiche Realität (siehe Antwort zu Frage 8). 2002 arbei- 
teten dabei 12,2 Prozent der Gymnasien in Deutschland als Ganztagsschulen, 
2005 waren es 23,4 Prozent. Das Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und 
Betreuung“ (IZBB) steht allen Schulformen offen, IZBB-Mittel können somit 
auch für den Ausbau von Ganztagsgymnasien genutzt werden. Über die Ver- 
besserung der räumlichen Voraussetzungen (z. B. Mittagsversorgung, Biblio- 
theken, Medienecken, Aufenthaltsräume) hinaus bietet die Entwicklung zur 
Ganztagsschule den Gymnasien erweiterte Möglichkeiten der individuellen 
Förderung der Schülerinnen und Schüler und der Verzahnung von schulischen 
und außerschulischen Bildungs- und Freizeitangeboten. 

13. Welche Bundesländer nutzen den Ausbau der Ganztagsschule, um der 
Verdichtung des Unterrichtsstoffes im Zuge der verkürzten Schulzeit be- 
gegnen zu können? 

Zum jetzigen Zeitpunkt sieht nur Rheinland-Pfalz vor, das 8-jährige Gymna- 
sium nur an Schulen mit Ganztagsangebot einzuführen. In nahezu allen übrigen 
Ländern obliegt den Schulen die Entscheidung, ob sie ein Ganztagsangebot 
Vorhalten oder nicht. 
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Anlage 1 

Länderübersicht Einschulungsmodalitäten 2006/2007 
Stand: August 2007 


Länder 

Gesetz 

Stichtag der Einschulunp^(Auszü^e) 

Baden-Württemberg (BW) 

Schulgesetz Baden- 
Württemberg, §73 Abs. 1 
Satz 1. 

Änderung des Stichtages 
zum Schuljahr 2006/2007 
auf den 31. August. 

Mit dem Beginn des Schuljahres sind 
alle Kinder, die bis 31. August des 
laufenden Kalenderjahres das sechste 
Lebensjahr vollendet haben verpflichtet, 
die Grundschule zu besuchen. 

Dasselbe gilt für die Kinder, die bis zum 
30. Juni des folgenden Kalenderjahres 
das sechste Lebensjahr vollendet haben 
und von den Erziehungsberechtigten in 
der Grundschtfle angemeldet wurden. 
(Stichtag ab 2007/2008 30 September) 

Bayern (BY) 

Bayrisches Schulgesetz, 
Abschnitt 4 b) Schulpflicht, 
Vollzeitschulpflicht, Art. 

37 Vollzeitschulpflicht 

(1) Mit Beginn des Schuljahres werden 
alle Kinder schulpflichtig, die bis zum 

31. Dezember sechs Jahre alt werden 
oder bereits einmal von der Aufiiahme in 
die Grundschule zurückgestellt wurden 
oder imter den Voraussetzimgen des 

Abs. 2 Satz 6 die Einschulung nicht 
wahrgenommen haben. Auf Antrag der 
Eltern wird ein Kind schulpflichtig, 
weim auf Grund der Entwicklung zu 

I 

i 

erwarten ist, dass das Kind mit Erfolg 
am Unterricht teilnehmen wird.. 

(2) Ein Kind, das am 31. Dezember 
mindestens sechs Jahre alt ist, kann Air 
ein Schuljahr von der Aufnahme in die 
Grundschule zurückgestellt werden, 
wenn auf Grund der körperlichen oder 
geistigen Entwicklung zu erwarten ist, 
dass es nicht mit Erfolg am Unterricht 
teilnehmen kaim. 

Berlin (BE) 

Schulgesetz Berlin, in der 
Fassung vom 20. August 
1980, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. Juli 
2002 

Abschnitt II Schulpflicht, § 
8 Beginn der Schulpflicht, 
Anmeldxmg , Satz 1 und 2 

(1) Die Schulpflicht beginnt für alle 
Kinder, die am 30. Juni eines 
Kalenderjahres sechs Jahre alt sind, am 

1. August desselben Kalenderjahres. 

(2) Kinder, die am 31. Dezember eines 
Kalenderjahres sechs Jahre alt sind, 
körmen auf Antrag der 
Erziehimgsberechtigten für das am 1. 
August desselben Kalenderjahres 
begirmende Schuljahr vorzeitig in die 
Schule aufgenommen werden, es sei 
derm, dass sie die flir den Schulbesuch 
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erforderliche geistige und körperliche 
Reife nicht besitzen oder dass sonstige 
Gründe entgegenstehen. 

Brandenburg (BB) 

Schulgesetz Brandenburg, 
Teil 4 Schulpflicht, § 37 
Beginn der Schulpflicht 

Satz 2 und 3 

(2) Die Schulpflicht beginnt für Kinder, 
die vor dem 1. Juli das sechste 
Lebensjahr vollendet haben, am 1. 

August desselben Kalendeijahres. 

(3) Kinder, die in der Zeit vom 1. Juli 
bis 31. Dezember das sechste 

Lebensjahr vollenden, werden auf 

Antrag der Eltern zu Beginn des 
Schuljahres gemäß § 51 Abs.l in die 
Schule aufgenommen. 

Bremen (HB) 

Bremisches Schulgesetz, 
Teil 3, Kapitel 2 

Allgemeine Schulpflicht, § 
53 Beginn der Schulpflicht, 
Satz 1- 3 

(1) Die Schulpflicht begiimt für alle 
Kinder, die bis zum Beginn des 30. Juni 
eines Jahres das sechste Lebensjahr 
vollenden, am 1. August desselben 

Jahres. 

(2) Kinder, die das sechste Lebensjahr in 
der Zeit vom 30. Juni bis zum Beginn 
des 31. Dezember vollenden, werden 
auf schriftlichen Antrag, zum 1. August 
desselben Jahres schulpflichtig. 

(3) Kinder, die zu Beginn des 30. Juni 
eines Jahres das fünfte Lebensjahr 
vollenden, werden auf Antrag ebenfalls 
zum 1. August schulpflichtig. 

Hamburg(HH) 

Hamburgisches 

Schulgesetz, Vierter Teil 
Schulverhältnisse, zweiter 
Abschnitt Schulpflicht, § 

38 Beginn der Schulpflicht, 
Satz 1-3 

(1) Kinder die vor dem 1. Juli das 6. 
Lebensjahr vollendet haben, werden am 

1. August desselben Kalendeijahres 
schulpflichtig. 

(2) Kinder, die nach dem 30. Juni das 6. 
Lebensjahr vollenden, können unter 
Berücksichtigung ihres Entwicklungs- 
standes auf Antrag zu Beginn des 
Schuljahres in die Schule aufgenommen 
werden. 

(3) Kinder, die zwischen dem 1. Januar 
und dem 30. Juni das 6. Lebensjahr 
vollenden, können unter Berück- 
sichtigung ihrer Entwicklung auf Antrag 
für ein Jahr von dem Schulbesuch 
zurückgestellt werden. 

Hessen(HE) 

Hessisches Schulgesetz, 4 
Teil Schulpflicht, Zweiter 
Abschnitt 

Vollzeitschulpflicht, 

(1) Für alle Kinder, die bis zum 30. Juni 
das sechste Lebensjahr vollenden, 
beginnt die Schulpflicht am 1. August. 
Kinder, die nach dem 30. Juni das 
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§ 58 Beginn der 
Vollzeitschulpflicht 

sechste Lebensjahr vollenden, können 
auf Antrag der Eltern in die Schule 
aufgenommen werden. Die 

Entscheidung trifft die Schulleiterin oder 
der Schulleiter unter Berücksichtigung 
des schulärztlichen Gutachtens. 

(3) Schulpflichtige Kinder, die noch 
nicht den für den Schulbesuch 
erforderlichen Entwicklungsstand haben, 
können auf Antrag von der Teilnahme 
am Unterricht der Grundschule oder der 
Förderschule zurückgestellt werden. Die 
Zeit der Zurückstellung wird nicht auf 
die Dauer der Schulpflicht angerechnet. 

Mecklenburg- 
Vorpommern (MV) 

Schulgesetz flir das Land 
Mecklenburg-Vorpommern 
vom 13. Februar 2003, Teil 

4 Schulpflicht, § 43 Beginn 
der Schulpflicht, Satz 1-2 

(1) Die Schulpflicht beginnt für Kinder, 
die spätestens am 30. Juni eines Jahres 
sechs Jahre alt werden, mit dem 1. 

August desselben Jahres. Kinder, die am 
31. Dezember eines Jahres sechs Jahre 
alt werden, können auf Antrag in 
demselben Jahr mit Beginn des 
Schuljahres eingeschult werden, wenn 
sie hinreichend entwickelt sind. 

(2) Auf Antrag kann die Einschulung um 
ein Jahr zurückgestellt werden. 

Niedersachsen (NI) 

Vierter Teil, Schülerinnen 
und Schüler, 3. Abschnitt 
Schulpflicht, § 64 

Beginn der Schulpflicht 

(1) Alle Kinder, die bis zum 30. Juni das 
sechste Lebensjahr vollendet haben, 
werden mit Beginn des folgenden Schul- 
jahres schulpflichtig. Auf Antrag können 
Kinder, die zu Beginn des Schuljahres 
noch nicht schulpflichtig sind, in die 
Schule aufgenommen werden, wem sie 
die für den Schulbesuch erforderliche 
Schulfähigkeit besitzen. 

(2) Schulpflichtige Kinder, die nicht 
genügend entwickelt sind, um mit der 
Aussicht auf Erfolg am Unterricht der 
Grundschule oder einer Förderschule 
teilzunehmen, körnen vom Schulbesuch 
um ein Jahr zurückgestellt werden. 

Nordrhein-Westfalen 

(NW) 

Nordrhein-Westfälisches 
Schulgesetz, Vierter Teil 
Schulpflicht, § 34 Beginn 
der Schulpflicht, Satz 1-2 

(1) Die Schulpflicht begimt für Kinder, 
die bis zum 30. Juni das sechste 
Lebensjahr vollendet haben, am 1 . 

August desselben Kalenderjahres. 

(2) Kinder, die nach dem in Absatz 1 
genamten Zeitpunkt das sechste 
Lebensjahr vollenden, körnen auf 

Antrag zu Begim des Schuljahres in die 
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Schule aufgenommen werden, wenn sie 
die Voraussetzungen der Schulfähigkeit 
erfüllen. 

Die Entscheidung trifft der Schulleiter, 
(neues Schulgesetz sieht schrittweise 
Vorverlegung des Einschulungsalters ab 
SJ 2007/2008 vor) 

Rheinland-Pfalz (RP) 

Rheinland-Pfälzisches 
Schulgesetz, 3 Teil: 

Ordnung des Schulbesuchs, 
2. Abschnitt: Pflicht zum 
Schulbesuch, § 45 Beginn 
des Schulbesuchs, § 46 
Vorzeitige Au&ahme, 
Zurückstellung vom 
Schulbesuch 

§ 45 Alle Kinder, die vor dem 30. Juni 
das sechste Lebensjahr vollenden, 
besuchen die Schule mit dem Anfang 
des Schuljahres. 

§ 46 (1) Kinder, die in der Zeit vom 30. 
Juni bis 30. Dezember einschließlich 
das sechste Lebensjahr vollenden, 
werden auf Antrag in die Schule 
aufgenommen, wenn auf Grund ihrer 
Entwicklung zu erwarten ist, dass sie mit 
Erfolg am Unterricht teihiehmen werden. 
Die Entscheidung trifft der Schulleiter 
mit dem Schularzt. 

(2) Kinder, die noch nicht genügend 
entwickelt sind, um mit Erfolg am 
Unterricht teilzunehmen, können 
höchstens eiiunal für die Dauer eines 
Schuljahres vom Besuch der 

Grundschule oder der Sonderschule 
zurückgestellt werden. Die Entscheidung 
trifft die Schulbehörde. 

(neue Regelung ab 2008/2009 soll 
Stichtag auf den 31. August festlegen) 

Saarland (SL) 

Schulpflichtgesetz 

Saarland, Zweiter Teil: 
Allgemeine 

Vollzeitschulpflicht, § 2 
Beginn der allgemeinen 
Vollzeitschulpflicht, § 3 
Teilnahme an besonderen 
Fördermaßnahmen, 
Zurückstellung vom 
Schulbesuch 

(1) Für alle Kinder, die bis zum 30. Juni 
das sechste Lebensjahr vollenden, 
beginnt die Schulpflicht mit dem Anfang 
des Schuljahres. 

(2) Kinder, die noch nicht schulpflichtig 
sind, können auf Antrag zu Anfang des 
Schuljahres in die Schule aufgenommen 
werden. 

Die Entscheidxmg trifft der Schulleiter. 
Vor der Aufiiahme von Kindern, die erst 
im folgenden Kalenderjahr das 6. 
Lebensjahr vollenden, hat er einen 

Schul- oder Amtsarzt und einen 
Schulpsychologen hinzuzuziehen. 

§ 3 (2) Schulpflichtige Kinder, für die 
aufgrund einer medizinischen Indikation 
durch den Schul- oder Amtsarzt eine 
Einschulimg noch nicht angeraten ist, 
können vom Schulleiter für ein Jahr 
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zurückgestellt werden. 

Sachsen (SN) 

Sächsisches Schulgesetz, 5. 
Teil Schulpflicht, § 37 
Beginn der Schulpflicht, 

Satz 1 und 3 

(1) Alle Kinder, die bis zum 30. Juni das 
sechste Lebensjahr vollenden, werden 
mit Beginn des folgenden Schuljahres 
schulpflichtig. 

Kinder, die bis zum 30. Juni das fünfte 
Lebensjahr vollenden, können auf 

Antrag mit Beginn des Schuljahres in die 
Schule aufgenommen werden. 

(3) Schulpflichtige Kinder, die nicht 
genügend entwickelt sind, köimen an 
Grundschule oder Förderschule 
entsprechend gefördert werden oder ein 
Jahr später eingeschult werden. 

Sachsen-Anhalt (ST) 

Schulgesetz Sachsen- 
Aiihalt, 5. Teil: 

Schulpflicht, § 37 Beginn 
der Schulpflicht 

(1) Alle Kinder, die bis zum 30. Juni das 
sechste Lebensjahr vollenden, werden 
mit Beginn des folgenden Schuljahres 
schulpflichtig. Kinder, die bis zum 30 

Juni das fünfte Lebensjahr vollenden, 
können auf Antrag der Eltern mit Beginn 
des Schuljahres in die Schule, wenn sie 
die Schulfähigkeit aufweisen. 

(3) Schulpflichtige Kinder, die nicht 
genügend entwickelt sind, werden an 
Grundschulen oder Förderschulen 
entsprechend gefördert. Im Einzelfall, 
kann die Aufiiahme in die Schule um ein 
Jahr verschoben werden. 

Schleswig-Holstein (SH) 

Schulgesetz Schleswig- 
Holstein, Zweiter Teil 
Besuch öffentlicher 

Schulen, 

Abschnitt II Schulpflicht, § 
22 Beginn der 
Vollzeitschulpflicht, Satz 1 
und 3 

(1) Mit Beginn des Schuljahres werden 
alle Kinder, die bis zum 30. Juni des 
laufenden Kalendeijahres sechs Jahre alt 
geworden sind, schulpflichtig. 

(3) Kinder, die zu Beginn des 

Schuljahres noch nicht schulpflichtig 
sind, können auf Antrag der Eltern in die 
Grundschule aufgenommen werden, 
weim ihre Entwicklung erwarten lässt, 
dass sie erfolgreich in der Eingangsphase 
mitarbeiten köimen. Über den Antrag 
entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. 

Thüringen (TH) 

Thüringer Schulgesetz, 
Zweiter Abschnitt 
Schulpflicht, § 18 Beginn 
der Vollzeitschulpflicht, 

Satz 1 

(1) Die Vollzeitschulpflicht beginnt für 
alle Kinder, die am 1. August eines 

Jahres sechs Jahre alt sind, am 1. August 
desselben Jahres. 

(2) Ein Kind, das am 30. Juni mindestens 
fünf Jahre alt ist, kann auf Antrag der 
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Eltern am 1. August desselben Jahres 
vorzeitig in die Schule aufgenommen 
werden. Die Entscheidung trifft der 
Schulleiter. 

(3) Ein Kind, das am 1. August eines 
Jahres mindestens sechs Jahre alt ist, 
kann im Ausnahmefall auf Antrag der 
Eltern für die Dauer eines Schuljahres 
vom Besuch der Klassenstufe 1 der 
Grundschule zurückgestellt werden, 
wenn aufgrund der Entwicklung des 
Kindes zu erwarten ist, dass es nicht mit 
Erfolg am Unterricht teilnehmen kann. 
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Anlage 4 

Übersicht über die Schulartengliederung und institutioneilen Zuordnungen in den Statistiken der 
allgemein bildenden Schulen 
• Schuljahr 2006/07* 


Begrlffiiche Zuordnung 
(Stand: 30.07.2007) 

Nebenstehende Zuordnung gilt flr das Land 

BW 

BY 

BE 

BB 

HB 

HH 

HE 

MV 

NI 

NW 

RP 

SL 

SN 

ST 

SH 

TH 

1. VorMassen 

Vorachuiktassen an Grund*. Haupt* und Realschulen 






X 











VorMassen an 6runds<^ulm der (tesamtschulen 






X 











Qnoanosstufen an Grundschulen 







X 










2. Schulkindergärten 

Schulklnderaärten an Grundschulen 









X 

X 

X 

X 





Schuikindernarten an Grund* und Hauotschulen 











X 

X 





S^ulkindergärten an Re^sc^uien mit Grund* 
und Hauotsdiulteil 

















Schuikinderaärten an Sonderschulen 






X 






X 





Schulklnderaärten als selbständlae 0nrlchtuna 

X 
















Sonderschujkinderoärtoi an Sonderschulen 





X 





X 







Voiklassen an Grundschulen'^ 







X 

X 









Voilclassen an Gesamtschulen ^Kooperative und Inteariertel'* 







X 










Vorklassen an Förderschulen'^ 







X 

X 









Grundschuiförd^assen an Grundsdiulen 

X 
















Schulkinderadrten an Färderschuien 









X 


X 






Schulklnderaärten an Inteorierten Gesamschulen 









X 








^ulklnderaärten an Grund- und Realonalschulen 











X 






3. Grundschulen 

Gmndschulen 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

Grundschulen an Grund* und Hauotschulen 

X 










X 

X 



X 


Grundschulen an Grund-. Hauot- und Realschulen 

X 





X 









X 


Grundschulen an Realschule mit Grund* 
und Hauptschulleil 








X 







X 


Grundschulstufen an Volksschulen 


X 















Grandschulen an Inledeiten Gesamtschulen 






X 

X 










Primarstufe an taborschulen 










X 







Primarstufe an Volksschulen 










X 







Grundschulen an Hauptschulen rr^'t Grundschulteil f1 . • 4.> 








X 









Grundschulen an Realschulen m't GrundschulteK 








X 









Grundschulen an Oberschulen 




X 













Klassen für Ausländer- / Aussiedlerkfnder Im Grundschulalter 













X 




VorberelUinasiahr für K3nder aus dem Ausland 






X 











Inlegratlonskiassen an Sonderschulen und Sondeipädagoglsche 
Förderkiassen an Schulen für Lernbehinderte 



X 














Grundschulen an Grund* und Recrionaischulen 











X 






Kombi-Klassen (Klassen von SchOlern aus Sprachhellschulen 
an Grundschulen) 






X 











4. Schulartunabhängige Orientierungssstufe 

Schulformunabhänofae Orlentierunasstufä esi Grundschulen 



xa) 

xb) 













Förderstufe 







X 










Förderstufe an Kooperativen Gesamtschulen 







X 










5. und 6. KlassOTsiufe der kooperativen Form der Gesamtschulen 






X 


Schulformun^hän^ge Ortentienjngsstufe als selbständige 

Elnrichtuna 

X 

X 
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Obersicht Über die Schulartengliederung und institutionellen Zuordnungen in den Statistiken der 
allgemein bildenden Schulen 
-Schuljahr 2006/07- 


Begriffliche Zuordnung 
(Stand: 30.07.2007) 

Nebenstehende Zuordnung gilt ftir das Land 

BW 

BY 

BE 

B8 

HB 

HH 

HE 

MV 

NI 

NW 

RP 

SL 

SN 

ST 

SH 

TH 

noch; 

Förderschulen*’ 

Schulen für KfirDerbehlnderte nrUt Ausbildunoszlel Gymnasium 

































Schulen für SdiM«jhörioe mit Ausbildunoszlel Gvnmasium 

















Gymnasiale Oberstufe der Sonderschule (für Körpeit^lndeite) 

Im Btldunasberäch der Realsdiule 










X 







SonderschulzMeiae der Freien Waldoifs^ulen 










X 







Fdrderzenlren 











X 






Integrierte FörderschOierar) Grund-, Mittelschulen, Gymnasien 
und Freien Watdorfsdiulen 





X 








X 




12. Abendhauptschulen 

Abendhauotschuien 



X 


X 

X 

X 










Abendhauptschulen der Vdkshochschulen 



X 














13. Abendrealschuien 

Abendrealschulen 

X 

X 

X 


X 

X 

X 



X 


X 





Schulen des 2. Bildungsweges für den allgemein bildenden Teil 

1 SeKundaiabscMuss 1 ) 




X 













Abendrritleischulen 













X 




Abendklassen an Sekundarschulen 














X 



Abendrealschuien der Voltehochschulen 



X 














Enveiterte Realschulen In Abendform 












X 





14. Abendgymnaslen 

Abendgvmnaslen 

















X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 


X 


Abendovmnasien an Gwnnaslen 















X 


Schulen des 2. ^idungsweges für den allgemein bildenden 
( Sekundarabschluss li ) 




X 













Abendklassen an Gvmnaslen 














X 



Sdiulen des zweiten Bildunasweaes ( Abendovmnasien ) 














X 



15. Kollegs 

Kolleos 

X 

X 

X 


X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 

X 



X 

Schulen des zweiten Bilduncjsweaes ( Kolleos ) 




X 










X 



Kolleos der Vdkshochschulen. 



X 














Kolleo uid Abendovmnaslum 





X 






X 






t^llecklassen am Gvmnaslum 














X 





Fußnoten 

1 ) Gilt nur für Hessen, wo die “Vorklassen" den Schulkindergärten entsprechen. 

2} Bayern, Brandenburg, Hessen. Mecklenburg-Vorpomniem. Niedersachsen, Rheinland'Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
IhOringen und zum Teil Schleswig-Holstein: Soideisdiiden ~ Förderschulen. 

Berlin. Sonderschulen « Schulen n^t sonderpädagogisi^m Ffirderschwerpunkt <FSP} 

3) Sachsen: Schulen zur Lemförderung 


a) Jahr^ngsstufe 5 und 6 an Grundschiden, elnschließlidi Jahrgangsstufe 5 und 6 der "Staatliche Ballelt^ule und Schule für Artistik" 

b) 5. und 6. iOassenstufe der Grundsdiuien, die die Aufgabe der Orientierungsstitfe wahmehmen. 

d) C^e Wlrtschatfeschuien zählen nach der Sfetistik des Landes zu den berufilctien Schulen. 

e) Schulversuch 

0 L^hilfe 

g) Seil Schuljahr 1990/91 Förderschulen bzw. -klassen 

h) Förderklassen für Lernbehinderte 

i) ohne tnt^ratlonskfessen 

j) FöiderMassen an Grundschulen und/oder Gesamtschulen 

k) Förderschute fOr Sehgeschädigte 

i) in längerer Krankenhausbehandlung 

m) Arbeitsgruppe Haus- und Krankenhausunterricht 

n) ICinik- und KrankenhausschUen 
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